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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die Fusionswelle von Grossfirmen beschäftigte auch im Berichtsjahr das Parlament.
Der Sozialdemokrat Chiffelle (VD) hatte mit einer parlamentarischen Initiative
beantragt, sich zusammenschliessende Aktiengesellschaften mit einer Sondersteuer zu
belegen. Diese Abgabe mit einem variablen Steuersatz würde nach Ansicht des
Initianten einerseits Fusionen verhindern und andererseits den Staat für entgangene
Gewinnsteuern infolge von steuerlich verrechenbaren Umstrukturierungskosten
entschädigen. Der Nationalrat lehnte den von der geschlossenen SP-Fraktion
unterstützten Vorschlag ab. Ebenfalls erfolglos blieb eine Motion der SP-Fraktion,
welche verlangte, dass der Bund bei Fusionen und anderen Umstrukturierungen in der
Privatwirtschaft den Unternehmen vorschreiben kann, dass in den von Entlassungen
betroffenen Betrieben neue Arbeitszeitmodelle (z.B. Viertagewoche) eingeführt
werden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.04.1999
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Mit ihrer parlamentarischen Initiative "Mehr Transparenz bei der Finma" wollte
Nationalrätin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) erwirken, dass das Bundesgesetz über
das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung (BGÖ), das für Transparenz bezüglich Auftrag,
Organisation und Tätigkeit der Verwaltung sorgt, auch für die Finanzmarktaufsicht
Geltung erlangt. Bisher war dies weder für die Finma noch für die SNB der Fall gewesen.
Während die Ausnahme der SNB vom BGÖ weiterhin gerechtfertigt sei, erachtete die
Initiantin eine erhöhte Geheimhaltung bei der Finma als nicht angebracht. Als
Aufsichtsgremium über mitunter systemrelevante Banken, deren Risiko die Bürgerinnen
und Bürger aufgrund der "too-big-to-fail"-Problematik mittragen, sei die Finma der
Öffentlichkeit zu Transparenz verpflichtet. Die Gegner der Vorlage wiesen darauf hin,
dass die Finma in einem "wirtschaftlich und politisch hoch sensiblen Bereich" (Maier
(glp, ZH)) tätig und deshalb eine erhöhte Geheimhaltung angemessen sei. War die
parlamentarische Initiative in der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und
Abgaben (WAK-NR) noch äusserst knapp durch Stichentscheid des Präsidenten zur
Ablehnung empfohlen worden, fiel in der grossen Kammer das Votum deutlich aus: Mit
105 zu 58 Stimmen wurde beschlossen, der Initiative nicht Folge zu leisten. Einzig die
Parlamentarier des linksgrünen Lagers und eine Minderheit von CVP-Exponenten hatten
sich für das Begehren ausgesprochen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Hans-Ueli Vogt (udc, ZH) a mis en lumière l'absence de sanctions pour les indications
fausses ou incomplètes des offrants dans les offres publiques d'achat. Il préconise
donc une modification de la loi sur l'infrastructure des marchés financiers (LIMF). En
d'autres termes, l'initiative parlementaire vise à combler l'absence de réciprocité car
des sanctions sont prévues pour les sociétés visées par l'offre d'achat, mais pas pour
l'offrant. La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN)
a recommandé à sa chambre de rejeter l'initiative, par 13 voix contre 9 et 3 abstentions.
Elle a notamment expliqué qu'un examen global de la LIMF était en cours. Elle juge donc
le timing inopportun, surtout qu'il n'y pas d'urgence car d'autres mécanismes
permettent déjà de surveiller l'intégrité et la véracité des indications de l'offrant. A
l'opposé, une minorité Müller (pdc, LU) a estimé qu'il était impératif d'agir et qu'il serait
possible d'intégrer une modification à la révision globale de la LIMF. Au final, le Conseil
national a suivi la minorité de la CER-CN. Il a donné suite à l'initiative par 125 voix
contre 66. Le PS, les Verts, les Vert'libéraux, le PDC, le PBD et 38 voix de l'UDC ont fait
pencher la balance. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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En ligne avec la décision du Conseil national, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a approuvé l'initiative parlementaire Vogt
(udc, ZH) par 8 voix contre 5. Le dossier retourne à la CER-CN pour qu'un projet de
mise en œuvre soit établi. Cette initiative parlementaire vise une modification de la loi
sur l'infrastructure des marchés financiers (LIMF) pour inclure une réciprocité des
sanctions en cas d'indications fausses ou incomplètes de l'offrant. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a mis en
consultation un avant-projet de législation  relatif à l'initiative parlementaire sur les
sanctions en cas d'indications fausses ou incomplètes dans les offres publiques
d'achat. L'avant-projet a été validé par 17 voix contre 7. Son objectif est de supprimer
l'asymétrie des dispositions pénales  qui grève la société visée par l'offre, d'un côté, et
l'offrant, de l'autre côté. Cette modification de la loi sur l'infrastructure des marchés
financiers (LIMF) prévoit des dispositions pénales en cas d'informations fausses ou
incomplètes de l'offrant. L'amende en cas de contravention monterait jusqu'à CHF
500'000 en cas de fausses informations, et à jusqu'à CHF 150'000 en cas
d'informations incomplètes. Une minorité de la commission s'est exprimée contre
l'introduction de nouvelles mesures pénales. L'avant-projet est en consultation
jusqu'au 8 septembre 2022. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a tacitement validé la volonté de sa Commission de l'économie et
des redevances (CER-CN) de prolonger de deux années le délai de traitement de
l'avant-projet de législation sur les sanctions en cas d'indications fausses ou
incomplètes dans les offres publiques d'achat. Cette initiative parlementaire du député
zurichois Hans-Ueli Vogt (udc, ZH) a pour objectif de modifier la Loi sur les
infrastructures des marchés financiers (LIMF) afin d'instaurer une réciprocité des
sanctions entre l'acheteur et l'offrant sur les marchés financiers. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Frühlingssession 2023 eröffnete WAK-Kommissionssprecher Martin Landolt
(mitte, GL) im Nationalrat die Eintretensdebatte zum Entwurf der parlamentarischen
Initiative Vogt (svp, ZH) für die Schaffung eines Straftatbestands im FinfraG im Fall von
unwahren oder unvollständigen Angaben in öffentlichen Kaufangeboten. Wie Landolt
zusammenfasste, sei die Vorlage in der Vernehmlassung weitgehend positiv
aufgenommen worden; es seien ausschliesslich zwei Kritikpunkte geäussert worden. Die
Kritik bezog sich einerseits darauf, dass die Gesetzesanpassung nicht im Rahmen der
gegenwärtig laufenden Evaluation zum FinfraG erfolge und andererseits auf den
Fahrlässigkeitstatbestand, den die Kommission in ihrem Entwurf vorsah. Betreffend die
erste Kritik sei in der Kommission ein Sistierungsantrag diskutiert worden, welcher
schliesslich mit der Begründung abgelehnt worden war, dass dies die Arbeiten um
mehrere Jahre verzögern würde. Mit Blick auf die Kritik bezüglich
Fahrlässigkeitstatbestand sei die Kommissionsmehrheit der Ansicht, dass sich der
Vorsatznachweis in diesem Bereich als schwierig erweisen würde, weil die für
öffentliche Kaufangebote erforderlichen Angaben in einem Angebotsprospekt genau
umschrieben seien und von der Prüfgesellschaft vor der Veröffentlichung kontrolliert
würden. In der Praxis werde der Fahrlässigkeitstatbestand demnach wohl häufiger
bejaht werden als der Vorsatztatbestand. Die Kommission habe deshalb befunden, dass
zur Schliessung der Strafbarkeitslücke ein Fahrlässigkeitstatbestand unabdinglich sei.
Die grosse Kammer trat stillschweigend auf das Geschäft ein.

Der Entwurf der WAK-NR sah vor, dass die Strafandrohung für unwahre oder
unvollständige Angaben in einem Angebotsprospekt oder in der Voranmeldung eines
öffentlichen Kaufangebots bei vorsätzlicher Tatbegehung (unwahre Angaben) Busse bis
zu CHF 500'000 und bei fahrlässiger Tatbegehung (unvollständige Angaben) Busse bis
zu CHF 150'000 betragen soll. Die Detailberatung des Entwurfs erfolgte diskussionslos
und endete deshalb in der stillschweigenden Annahme des Kommissionsentwurfs. In
der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf schliesslich mit 123 zu 37
Stimmen bei 11 Enthaltungen an, womit das Geschäft an den Ständerat ging. Während
alle übrigen Fraktionen für die Vorlage stimmten, lehnten ihn die SVP-
Fraktionsmitglieder ab oder enthielten sich. SVP-Vertreter Thomas Aeschi (ZG) hatte
ursprünglich Nichteintreten beantragen wollen, diesen Antrag dann aber
zurückgezogen. Er hatte zur Zurückhaltung bei der Einführung neuer Straftatbestände
gemahnt. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2023
CATALINA SCHMID
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Die ständerätliche Beratung des Entwurfs zur parlamentarischen Initiative Vogt (svp,
ZH), welcher die Schaffung eines Straftatbestands im FinfraG im Fall von unwahren
oder unvollständigen Angaben in öffentlichen Kaufangeboten vorsah, erfolgte in der
Herbstsession 2023. Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR) berichtete im
Ratsplenum, dass die WAK-SR einstimmig beantrage, dem Entwurf ihrer
Schwesterkommission ohne Anpassungen zuzustimmen. Wie bereits im National- und
Bundesrat stiess die Vorlage auch im Ständerat auf breite Unterstützung. Nach einer
diskussionslosen Detailberatung nahm die kleine Kammer den Entwurf in der
Gesamtabstimmung einstimmig an. 

Der Entwurf passierte auch die Schlussabstimmungen in beiden Kammern problemlos:
Während ihm der Nationalrat mit 143 zu 13 Stimmen bei 40 Enthaltungen zustimmte, fiel
das Resultat im Ständerat mit 44 Ja-Stimmen einstimmig aus. Die hohe Zahl an
Enthaltungen im Nationalrat stammte dabei aus der SVP-Fraktion, die das Anliegen
ihres Fraktionskollegen bereits in der nationalrätlichen Beratung kritisiert hatte. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2023
CATALINA SCHMID

Kapitalmarkt

Die parlamentarische Initiative der FDP zur schrittweisen Abschaffung der
Stempelsteuer wurde 2014 erneut in den eidgenössischen Räten behandelt. Bereits
2010 (WAK-NR) und 2011 (WAK-SR) hatten sich die Wirtschafts- und
Abgabekommissionen der beiden Räte darauf geeinigt, die Initiative aufzuteilen. Seither
war ein Entwurf zur Abschaffung der Stempelabgabe auf Versicherungsprämien und zur
Abschaffung der Umsatzabgabe in einer Subkommission der WAK-NR hängig. Die
Emissionsabgabe auf Fremdkapital war daraufhin im Zuge der Grossbankenregulierung
(„too-big-to-fail“) 2011 abgeschafft worden. Damit verblieb einzig die Abschaffung der
Stempelabgabe auf Eigenkapital im Parlament pendent. Der Nationalrat hatte sich 2013
dazu entschieden, dieses Begehren zu unterstützen. Im Zweitrat war ein
entsprechender Antrag gar nicht erst gestellt worden. Der Ständerat hatte sich
(ebenfalls 2013) einstimmig dafür ausgesprochen, die Vorlage zu sistieren. Die
parlamentarische Initiative kam darauf am 19.3.14 erneut in den Nationalrat. Dort setzte
sich mitunter die Ratslinke für eine Sistierung der Vorlage ein. Der Finanzplatz habe
sich angemessen an der Finanzierung des Staates zu beteiligen, weshalb eine
Abschaffung der Steuer nicht angezeigt sei. Der Bundesrat beantragte die Sistierung
des Geschäfts. Er unterstütze die Abschaffung der Emissionsabgabe auf Eigenkapital
zwar inhaltlich, zöge es jedoch vor, diese im Rahmen der Unternehmenssteuerreform III
zu behandeln. Die zu erwartenden Steuerausfälle bezifferte Finanzministerin Widmer-
Schlumpf zum Zeitpunkt der Beratungen auf rund CHF 240 Mio. Die
Kommissionsmehrheit der WAK-NR erachtete diesen Betrag als verkraftbar. Es sei
deshalb nicht nötig, die Abschaffung der Emissionsabgabe innerhalb der
Unternehmenssteuerreform III zu behandeln. Die Abschaffung würde den Finanzplatz
Schweiz zeitnah aufwerten und dazu führen, dass Finanzgeschäfte wieder vermehrt in
der Schweiz abgewickelt würden. Zusammen mit vereinzelten Stimmen aus der
CVP/EVP-Fraktion sprachen sich SVP, FDP, GLP und BDP für das Begehren aus. Damit
entschied die Grosse Kammer mit 103 zu 78 Stimmen bei 3 Enthaltungen für Festhalten.
Im Ständerat  waren es in der Sommersession (17.6.14) ebenfalls die bürgerlichen
Parteien, die sich für eine Annahme der Initiative aussprachen. Sie fürchteten, dass die
Abschaffung der Stempelabgabe auf Eigenkapital in der Unternehmenssteuerreform III
„zwischen Stuhl und Bank“ (Karin Keller-Sutter, fdp, SG) fallen würde, weshalb das
Projekt ausserhalb der Grossreform vorangetrieben werden sollte. Bundesrätin
Widmer-Schlumpf bekräftigte erneut, dass die Regierung einen entsprechenden
Abschaffungsantrag in der Unternehmenssteuerreform III vorsehen werde und
wiederholte ihr Argument, wonach es nicht sinnvoll sei, einzelne Teile der
Unternehmenssteuerreform ausserhalb dieses Gesamtkontextes zu beraten. Sie
überzeugte damit die Mehrheit der Kantonsvertreter/innen (21 zu 12 Stimmen für die
Kommissionsmehrheit), wodurch die parlamentarische Initiative endgültig sistiert
wurde. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2014
FABIO CANETG

Im Zusammenhang mit der Praxis im Meldeverfahren bei der Verrechnungssteuer
behandelten die Wirtschafts- und Abgabekommissionen beider Räte eine
parlamentarische Initiative Gasche (bdp, BE). Das Begehren hatte die Handhabung
konzerninterner Dividendenausschüttungen zum Gegenstand. Nach geltender Regelung
war die Verrechnungssteuer bei konzerninterner Dividendenausschüttung nicht
geschuldet. Nach Auszahlung der Dividende war anstelle der Steuerpflicht ein

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.06.2014
FABIO CANETG
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Meldeverfahren innerhalb von 30 Tagen vorgesehen. Diese Frist war von den
Steuerbehörden ohne gesetzliche Grundlage vor 2011 als Ordnungsfrist interpretiert
worden. Das Bundesgericht war 2011 jedoch zum Schluss gekommen, dass die Frist als
gesetzliche Frist (Verwirkungsfrist) zu verstehen sei. Eine Befreiung von der
Verrechnungssteuerpflicht wäre demnach nur dann vorgesehen, wenn eine
entsprechende Meldung innerhalb von 30 Tagen nach Auszahlung erfolgt war. Der
Initiant beurteilte diese Situation als unbefriedigend, weil den Unternehmen durch
Zahlung und Rückforderung der Verrechnungssteuer administrative Kosten entstünden
und durch ein Verpassen der Verwirkungsfrist Verzugszinsen auf der geschuldeten
Verrechnungssteuer fällig würden. Aus diesem Grund wollte Nationalrat Gasche die
vormals zur Anwendung gekommene Interpretation (30 Tage als Ordnungsfrist) neu in
den entsprechenden Gesetzen verankern. Beim Verpassen der Ordnungsfrist wird, im
Gegensatz zum Verpassen der gesetzlichen Frist, das Recht auf
Verrechnungssteuerbefreiung nicht verwirkt, sondern einzig mit dem Instrument der
Ordnungsbusse geahndet. Beide Wirtschafts- und Abgabekommissionen stimmten der
parlamentarischen Initiative zu (WAK-NR am 19.5.14, WAK-SR am 30.6.14). 10

Après la crise financière de 2008, l'affaire des Panama Papers a soufflé sur les braises
du débat sur l'évasion et la fraude fiscale. Ainsi, Carlo Sommaruga (ps, GE) a converti
l'une de ces étincelles en une initiative parlementaire. Il demande, dans cette initiative,
l'interdiction en Suisse de toutes entités financières ou juridiques qui exercent des
activités avec des personnes morales qui possèdent leur siège dans un centre
financier offshore. Celui-ci définit un centre financier offshore comme tous les Etats
avec lesquels la Suisse n'a pas conclu d'accord d'échange automatique de
renseignements en matière fiscale. En effet, il estime que ces activités financières et
juridiques opaques ne construisent aucune richesse pour l'économie helvétique. La
Commission de l'économie et des redevances du Conseil National (CER-CN) s'est
penchée sur l'initiative parlementaire. Elle propose par 17 voix contre 6 de ne pas
donner suite à cette dernière. Elle estime que la Suisse s'est alignée sur les normes
internationales et que des mesures additionnelles seraient inopportunes. Une minorité
s'est positionnée en faveur de l'initiative. Lors du vote en chambre, le Conseil national a
suivi la recommandation de la CER-CN par 130 voix contre 49 et 1 abstention. Seul le
camp rose-vert s'est prononcé en faveur de l'initiative. Le conseil a donc décidé de ne
pas lui donner suite. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que l'importance de la finance dans l'économie helvétique est historiquement
ancrée dans les esprits, Roberta Pantani (lega, TI) estime que l'abolition du secret
bancaire et l'entrée en vigueur de l'échange automatique de renseignements prétérite
la compétitivité de la place financière helvétique. Par conséquent, elle a déposé une
initiative parlementaire qui vise deux modifications de la loi sur la surveillance des
marchés financiers (LFINMA). Premièrement, elle impose que la FINMA prenne toujours
la décision la plus favorable pour la compétitivité de la place financière suisse.
Deuxièmement, elle souhaite un délai de réponse de 60 jours en cas de demande des
opérateurs financiers. 
La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) propose
de donner suite à l'initiative par 13 voix contre 11. L'argument de la dégradation des
avantages concurrentiels de la place financière helvétique a fait pencher la balance. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

A l’opposé de la CER-CN, la Commission de l’économie et des redevances du Conseil
des États (CER-CE) n’a pas donné suite à l’initiative parlementaire de Roberta Pantani
(lega, TI). La parlementaire souhaitait modifier la loi sur la surveillance des marchés
financiers (LFINMA) pour renforcer la compétitivité de la place financière helvétique.
La CER-CE a estimé que les deux propositions de modification étaient l’une
redondante, car le mandat de la FINMA l’incorpore déjà, et l’autre inadaptée. Elle
rejette l’initiative parlementaire par 10 voix contre 1. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) s'est à
nouveau penchée sur l'initiative parlementaire de Roberta Pantani (lega, TI). L'objectif
de l'initiative était de renforcer la compétitivité de la place financière helvétique et
d'imposer des délais de réponse à la FINMA. Néanmoins, étant donné que
l'ordonnance sur la loi sur la surveillance des marchés financiers est entrée en vigueur
en février 2020, la commission a estimé que l'initiative parlementaire était désormais
obsolète. Elle a donc recommandé à sa chambre de rejeter l'initiative par 17 voix contre
6 et 1 abstention. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Après une seconde analyse de l'initiative parlementaire Pantani (lega, TI), la Commission
de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a préconisé le rejet de
cette intervention qui a pour objectif de renforcer la compétitivité de la place
financière helvétique et d'imposer des délais de réponse à la FINMA. Si l'initiative a été
reprise par Lorenzo Quadri (lega, TI), elle a finalement été rejetée par le Conseil
national par 141 voix contre 50 et aucune abstention. L'initiative parlementaire n'a su
convaincre qu'au sein de l'UDC (50 voix favorables; 4 voix opposées). 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerbsfähigkeit

Wertpapiere werden zum Verkehrswert versteuert, so legt es das StHG fest – nicht
einheitlich geregelt war jedoch bis 2008, wie der Verkehrswert von Wertpapieren
berechnet wird. Über die Schweizerische Steuerkonferenz legten die
Steuerverwaltungen 2008 eine Berechnungsmethode für alle nicht kotierten
Unternehmen fest. SVP-Nationalrätin Céline Amaudruz (GE) störte sich im Dezember
2021 jedoch an dieser Regelung und spezifisch daran, dass bei einem Verkauf von nicht
kotierten Wertpapieren der Kaufpreis als Verkehrswert gilt. Dies sei insbesondere dann
problematisch, wenn die Gewinne eines Unternehmens nach dem Verkauf der
Wertpapiere sinken – in diesem Fall würden Aktionärinnen und Aktionäre von kleinen
Unternehmen für Vermögen besteuert, das sie nicht hätten, kritisierte Amaudruz die
Praxis. Neu soll der Verkehrswert für diese Fälle deshalb dem Buchwert des
Unternehmens entsprechen, forderte die Initiantin. Damit soll die
Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz gewährleistet werden. Die vorberatende WAK-NR
war hingegen der Ansicht, dass eine solche Anpassung der Berechnungsmethode die
tatsächlichen Vermögenswerte verzerrt abbilden würde und es zur Unterbesteuerung
und zu Mindereinnahmen für die Kantone käme, legte Kommissionssprecher Samuel
Bendahan (sp, VD) dar. Die Kommissionsmehrheit sehe in diesem Bereich zwar
ebenfalls Handlungsbedarf, wolle vor der Planung eines eigenen Vorstosses aber erst
betroffene Kreise anhören. Eine Kommissionsminderheit Aeschi (svp, ZG) stellte sich
hinter die Argumentation der Initiantin und beantragte, der Initiative Folge zu geben.
Der Nationalrat sprach sich in der Frühjahrssession 2023 mit 132 zu 58 Stimmen bei 2
Enthaltungen schliesslich gegen Folgegeben aus. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
CATALINA SCHMID

Banken

Eine von der FDP-Liberalen-Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative „Den
Verkauf von Bankkundendaten hart bestrafen“ wurde im Berichtsjahr 2014 erstmals
inhaltlich vom Parlament behandelt. Sie war 2010 eingereicht worden und hatte
während des Steuerdisputs mit Deutschland an politischer Bedeutung gewonnen. Die
Wirtschafts- und Abgabekommissionen (WAK) beider Räte hatten das Begehren bereits
2011 angenommen. Im Jahr 2013 hatte der Nationalrat zudem einer Fristverlängerung
bis Herbst 2015 zugestimmt. Der Nationalrat behandelte die Vorlage als Erstrat im
September 2014. Sie schlug die Ausdehnung des Personenkreises vor, der im
Zusammenhang mit dem Diebstahl von Bankkundendaten unter Strafe gestellt werden
sollte. Etwas genauer sollten auch Personen unter Strafe stehen, die Bankkundendaten,
die ihnen unter Verletzung des Bankkundengeheimnisses zugetragen worden waren,
weitergeben oder für sich selbst nutzen. Bisher waren einzig die Erstverletzer des
Bankkundengeheimnisses strafbar, nicht aber die Erwerber (und potenziellen
Weiterverkäufer) der Daten. Der Bundesrat unterstützte die vorgeschlagene Änderung,
mitunter mit dem Argument, dass die Weitergabe und Verwendung gestohlener
Bankkundendaten das Vertrauen in den Banken- und Finanzplatz Schweiz verletze. Er
erachtete die vorgesehene Regelung als geeignet, um eine abschreckende Wirkung auf
potenzielle Datenverkäufer zu entfalten. Die Ratslinke setzte sich im Nationalrat für
Nichteintreten ein. Sie argumentierte, dass unter dem künftigen Regime des

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2014
FABIO CANETG
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automatischen Informationsaustausches (AIA) kein Anreiz mehr bestünde,
Bankkundendaten zu stehlen und/oder diese weiterzugeben. Zudem sei die erwartete
Abschreckungswirkung eine „Wunschvorstellung“ (Louis Schelbert, gp, LU). Das
Ratsplenum liess sich von dieser Argumentation nicht überzeugen und stimmte
deutlich, mit 126 zu 57 Stimmen, für Eintreten. In der Detailberatung wurden keine
Minderheitsanträge mehr gestellt, weshalb sich der Nationalrat einstimmig für die
Annahme des Entwurfs aussprach. Im Dezember 2014 kam das Geschäft in den
Ständerat. Weil weder Nichteintretens- noch Minderheitsanträge vorlagen, passierte
die Vorlage auch in der Kleinen Kammer einstimmig. In den Schlussabstimmungen
wurde die verschärfte Handhabung im Zusammenhang mit dem Verkauf von
Bankkundendaten mit 137 zu 57 Stimmen (Nationalrat) und 40 zu 0 Stimmen bei 5
Enthaltungen (Ständerat) angenommen. 17

Im Lichte der Ereignisse rund um die Credit Suisse (CS) im März 2023 und der
anschliessenden Bekanntgabe der Übernahme der Grossbank durch die UBS, reichte
das Büro des Nationalrats bereits Ende März 2023 auf Antrag der beiden Fraktionschefs
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Roger Nordmann (sp, VD) sowie unter Zuspruch aller
Parlamentsfraktionen per einstimmigem Beschluss eine parlamentarische Initiative ein,
die die Schaffung einer parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) zur
Untersuchung der Verantwortlichkeiten rund um die Notfusion der CS mit der UBS
forderte. Bei der PUK handle es sich um «die schärfste Waffe des Parlaments, um
Ereignisse ‹grösserer Tragweite› aufzuarbeiten» (AZ) sowie um «die schweizerische
Form eines Misstrauensvotums gegenüber der Landesregierung und der
Bundesverwaltung» (NZZ), die zwar «oft gefordert, [aber] selten umgesetzt» werde
(NZZ), denn eine PUK habe es in der Schweizer Geschichte bisher erst vier Mal
gegeben.

Wenige Tage später gab die GPK-NR mittels Medienmitteilung bekannt, den Einsatz
einer PUK mit Blick auf die Tragweite der Geschehnisse grundsätzlich ebenfalls zu
befürworten. Sie habe hierbei Abklärungsbedarf identifiziert, der insbesondere die
bundesrätliche Umsetzung des geltenden Rechts, die Beaufsichtigung der CS, die
Prüfung alternativer Lösungswege, das Frühwarnsystem des Bundes sowie die
Anwendung des Notrechts betreffe. Zum Zwecke einer grösseren
Entscheidungsgrundlage wolle sie bis Mitte Mai jedoch verschiedene
Abklärungsarbeiten vornehmen, womit sie sich den von ihrer Schwesterkommission
bereits wenige Tage nach Bekanntgabe der Übernahme der CS durch die UBS
beschlossenen Arbeiten anschloss. Bis Mitte Mai führten die beiden
Geschäftsprüfungskommissionen sodann Anhörungen mit dem Bundespräsidenten
Alain Berset, der EFD-Vorsteherin Karin Keller-Sutter sowie Vertretenden der SNB und
der FINMA durch und liessen sich zudem über die Vorabklärungen der von der GPK
beauftragten Subkommissionen informieren. Nach Abschluss dieser Abklärungsarbeiten
sprach sich schliesslich auch die GPK-SR für weiterführende Untersuchungen durch
eine PUK aus.

Mitte Mai äusserte sich auch das Büro des Ständerats zur Thematik und gab bekannt,
den Einsatz einer PUK ebenfalls einstimmig zu befürworten. Es sei zum Schluss
gekommen, dass im vorliegenden Fall die Tragweite der Ereignisse, aber auch die
finanziellen Auswirkungen den Einsatz einer PUK rechtfertigten. Das Büro-SR, welches
sich beim Einsatz von PUKs gemäss Blick häufig zurückhaltender zeige, hatte erst die
Ergebnisse der Arbeiten der beiden GPKs abwarten wollen. Für dessen Entschluss sei
deshalb insbesondere ausschlaggebend gewesen, dass sich beide
Geschäftsprüfungskommissionen für das Vorhaben ausgesprochen hatten, schrieb das
Büro in seiner Medienmitteilung. Es begrüsse vor allem die breite Formulierung des
Untersuchungsmandats, welches alle Akteure einschliesse, die der parlamentarischen
Oberaufsicht unterstünden sowie auch die Vorgänge der letzten Jahre beinhalte, die
schliesslich in dieser Notfusion geendet hatten. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.03.2023
CATALINA SCHMID

In der Sommersession 2023 begrüssten Kommissionssprecher Philipp Matthias Bregy
(mitte, VS) und Damien Cottier (fdp, NE) den Nationalrat zur Beratung der
parlamentarischen Initiative des Büro-NR für die Einsetzung einer PUK zur
Untersuchung der Verantwortlichkeiten der Behörden und Organe rund um die
Notfusion der Credit Suisse mit der UBS.
Zu Beginn der Eintretensdebatte liessen die beiden Kommissionssprecher sowohl den
bisherigen Weg der Vorlage als auch deren Ziele Revue passieren. Bregy unterstrich,
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dass es dem Büro vor allem darum gehe, eine umfassende, lückenlose und
zielorientierte Aufarbeitung der Geschehnisse der vergangenen Jahre rund um die CS
vorzunehmen und dass die Bevölkerung über alle relevanten Vorgänge im
Zusammenhang mit der Notfusion informiert werde. Nicht zuletzt sei es das Ziel des
Büros, dass die PUK Massnahmen und Verbesserungsvorschläge vorlegen könne, damit
die Notinstrumente im Bankenbereich in zukünftigen Krisen griffen.
In den anschliessenden Voten äusserten die Vertretenden sämtlicher Fraktionen ihre
einstimmige Zustimmung zum Vorhaben der Einsetzung einer PUK. Zu guter Letzt tat
Bundespräsident Alain Berset die Unterstützung des Bundesrats kund: Der Bundesrat
sei sich bewusst, dass die Übernahme der CS durch die UBS zu heftigen Reaktionen
geführt habe und sehe demnach die Notwendigkeit ein, den Rollen der verschiedenen
Akteure bei den Ereignissen rund um die CS in den vergangenen Jahren mehr
Transparenz zu verleihen. Eintreten wurde vom Nationalrat schliesslich ohne
Gegenantrag beschlossen. Ebenso oppositionslos erfolgte in der anschliessenden
Detailberatung auch die Zustimmung zum gesamten Entwurf des Büros. Der Zuspruch,
welcher die Vorlage bereits in sämtlichen Voten genossen hatte, zeigte sich auch in der
Gesamtabstimmung, als der Nationalrat die Einführung der PUK einstimmig und ohne
Enthaltungen bejahte. 19

Am Tag nach der Beratung im Nationalrat behandelte der Ständerat als Zweitrat die
parlamentarische Initiative für die Einsetzung einer PUK, um die Verantwortlichkeiten
der Behörden und Organe rund um die Übernahme der Credit Suisse (CS) durch die UBS
aufzuarbeiten. Die Sprecherin des Büro-SR Eva Herzog (sp, BS) begrüsste das
Ratsplenum mit einer Zusammenfassung der Ereignisse im März 2023 sowie des
Werdegangs der parlamentarischen Initiative. Das Büro-SR sei einstimmig auf den
Beschluss des Nationalrats eingetreten und habe dem Bundesbeschluss zugestimmt.
Sie hob in ihrem Votum zudem hervor, dass es nicht Auftrag der PUK sei, die
Geschäftsführung der CS zu untersuchen, sondern dass es ausschliesslich darum gehe,
die Verantwortlichkeiten der in die Übernahme involvierten Behörden und Organe
abzuklären.

Die Einigkeit rund um die Einsetzung einer PUK nahm im Ständerat mit einem Antrag auf
nicht Eintreten von Thomas Hefti (fdp, GL) ein Ende. Wie der Antragsteller dem
Ratsplenum darlegte, erachte er eine PUK zu diesem Zeitpunkt als nicht angezeigt. Es
zeuge von «Masochismus», «[d]en Fehler mittels einer PUK bei der Politik, dem
Bundesrat, der Vorsteherin des EFD und der Bundesverwaltung zu suchen», wenn das
Problem, welches dieses Debakel angestossen habe, bei einer privaten Unternehmung
liege. Jede bisherige PUK sei als Reaktion auf einen Skandal hin eingesetzt worden.
Beim Verhalten der Behörden in der Geschichte rund um die CS sei allerdings nie die
Rede von einem Skandal gewesen, weshalb er die Frage in den Raum stellte, ob dieses
Vorhaben, welches mit einer Stigmatisierung des Bundesrats einhergehe, überhaupt
gerechtfertigt sei. Er plädiere dafür, in diesem Fall die dem Parlament zur Oberaufsicht
zur Verfügung stehenden Geschäftsprüfungskommissionen einzusetzen, die über
dieselben Informationsrechte wie eine PUK verfügten und solide, effizient und
womöglich etwas günstiger seien. Auf Heftis Vorwurf reagierte GPK-SR-Präsident
Matthias Michel (fdp, ZG), dass es in dieser Diskussion nie um eine Skandalisierung oder
Vorverurteilung gegangen sei. Die PUK werde vielmehr zur Klärung von Ereignissen mit
grosser Tragweite eingesetzt, wobei die Schuldfrage kein Thema sei. Das Büro-SR habe,
anders als sein Schwesterbüro, mit seinem Antrag für eine PUK, die Abklärungen der
GPK abgewartet. Die GPK habe mit dieser Prüfung bereits einige Vorarbeiten zum
Untersuchungsausschuss leisten und deren Auftrag besser darlegen können. Weiter sei
die GPK im Rahmen der Abklärung zum Schluss gekommen, dass sich die Tragweite der
Oberaufsicht zwischen der PUK und der GPK nicht unterscheide. Die PUK habe
gegenüber der GPK jedoch den Vorteil von punktuell weitergehenden Kompetenzen
sowie als Instrument einer parlamentarischen Oberaufsicht eine höhere Legitimation.
Michel unterstrich, dass eine Untersuchung in jedem Fall durchgeführt werde – wenn
nicht durch die PUK, dann durch die GPK. Er schloss mit dem Hinweis, dass es nun
darum gehe, nicht zu früh «sachpolitische Schnellschüsse abzugeben», sondern erst
einmal nach dem Motto «Luege, lose, laufe» Analysen vorzunehmen. Auf diese
abschliessenden Worte erhob Herzog wiederum Einspruch, indem sie berichtigte, dass
das Büro-SR nicht der Ansicht sei, dass die Arbeiten der PUK abgewartet werden
müssten, bevor weitere Abklärungen, Berichte und Überprüfungen vorgenommen
werden. Dies solle vielmehr parallel zu den Arbeiten einer PUK geschehen. 
Nachdem auch Bundespräsident Alain Berset unterstrichen hatte, dass es notwendig
sei, eine vollständige Transparenz bei den Rollen der verschiedenen beteiligten Akteure
zu schaffen und er dem Ständerat seine volle Zusammenarbeit zugesichert hatte, trat
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die kleine Kammer mit 39 zu 5 Stimmen auf den Bundesbeschluss ein, womit der
Minderheitenantrag Hefti chancenlos blieb. Stillschweigend stimmte der Ständerat dem
Nationalrat in der Detailberatung schliesslich in allen Bestimmungen der Vorlage zu.

In der Gesamtabstimmung beschloss der Ständerat mit 37 zu 5 Stimmen schliesslich die
Einsetzung der erst fünften PUK in der Schweizer Geschichte. Die Stimmen gegen eine
PUK stammten von Thomas Hefti (fdp, GL), Olivier Français (fdp, VD), Peter Hegglin
(mitte, ZG), Othmar Reichmuth (mitte, SZ) und Benedikt Würth (mitte, SG). 20

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Mit 102 zu 64 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Gros (lp,
GE) (Pa.Iv. 96.431) Folge, die verlangt, die steuerlichen Anreize für ausländische
Hilfsgesellschaften (Gesellschaften, die in der Schweiz eine Verwaltungs-, aber keine
Geschäftstätigkeit ausüben) auf die direkte Bundessteuer auszudehnen. Bisher kennen
nur die Kantone Steuerprivilegien für Hilfsgesellschaften. Vergebens wehrte sich die SP
dagegen, nach der Unternehmenssteuerreform den Firmen noch weitere
Steuergeschenke zu machen. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.10.1997
EVA MÜLLER

Im Winter überwies der Nationalrat diskussionslos eine Motion Bader (cvp, SO) (Mo.
01.3556), die einen Steueraufschub bei einem Generationenwechsel in einem
Unternehmen verlangte, als Postulat und schrieb auf Antrag seiner WAK eine
parlamentarische Initiative Gros (lp, GE) betreffend Besteuerung von Hilfsgesellschaften
ab. Für vorübergehend in der Schweiz weilende ausländische Führungskräfte hatte das
EFD eine Verordnung erlassen, die den Abzug besonderer Berufskosten (Reise,
Unterkunft, Umzug) erlaubt. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2001
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession gab der Nationalrat diskussionslos einer parlamentarischen
Initiative der CVP-Fraktion Folge, welche im Rahmen einer Unternehmenssteuerreform
II insbesondere eine Halbierung der steuerlichen Doppelbelastung des Risikokapitals,
eine Erleichterung der Unternehmernachfolge bei Einzelfirmen und
Personengesellschaften und eine Verbesserung des Beteiligungsabzugs verlangt. Im
Winter erklärte Bundesrat Merz anlässlich der Diskussion zu einer Interpellation Wicki
(cvp, LU), dass die Vernehmlassung zum letzten Jahr in Konsultation gegebenen
Vorentwurf einer Unternehmenssteuerreform II für keine der drei vorgeschlagenen
Varianten eine klare Mehrheit ergeben habe. Basierend auf der aber inzwischen
vorliegenden Einigung zwischen den Kantonen und dem Finanzdepartement
beabsichtige die Regierung, in der ersten Hälfte des kommenden Jahres ihre Botschaft
zu präsentieren, damit das Parlament noch im gleichen Jahr die Beratungen aufnehmen
könne. Voraussetzung sei, dass der Gesamtbundesrat der Vorgehensweise des
Finanzdepartements folge und weiterhin beim Unternehmer und nicht bei der
Unternehmung eine steuerliche Entlastung anstrebe. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Eine parlamentarische Initiative der Kommission für Wirtschaft und Abgaben regt an,
die ausländischen Mitglieder der elektronischen Börse SWX Europe (vormals virt-x) von
der Stempelabgabe zu befreien. Dies sei nötig geworden, nachdem der Verwaltungsrat
der SIX Group entschieden hatte, den Schweizer Blue-Chips-Handel von London zurück
nach Zürich zu verlegen. Die Transaktionen von nicht schweizerischen Teilnehmern
dieses Handels waren in London nicht abgabepflichtig, wären es aber nach der
Repatriierung geworden, da diese als Effektenhändler gelten. Um diese „Remote
Members“ nicht plötzlich durch Abgaben zu belasten und damit den Börsenplatz
Schweiz zu gefährden, soll nun eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, um diese
Teilnehmer weiterhin von der Stempelabgabepflicht zu befreien. Der Ständerat stimmte
dem Entwurf seiner Kommission im Dezember ohne Diskussion zu. 24
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Im Vorjahr hatte der Ständerat bereits eine parlamentarische Initiative der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben überwiesen, die ausländischen Mitglieder der
elektronischen Börse SWX Europe (vormals virt-x) von der Stempelabgabe befreien will.
Diese Änderung war nötig geworden, nachdem die SIX Group entschieden hatte, den
Schweizer Blue-Chips-Handel von London zurück nach Zürich zu verlegen. Die
Transaktionen von nicht schweizerischen Teilnehmern dieses Handels waren in London
nicht abgabepflichtig, wären es aber nach der Repatriierung geworden, da diese als
Effektenhändler gelten. Um diese „Remote Members“ nicht plötzlich durch Abgaben zu
belasten und damit den Börsenplatz Schweiz zu gefährden, soll nun eine
Rechtsgrundlage geschaffen werden, um diese Teilnehmer weiterhin von der
Stempelabgabepflicht zu befreien. Laut Kommission sind dadurch
Steuermehreinnahmen von 25 Mio Fr. zu erwarten, bei Mindereinnahmen von rund 6
Mio Fr. pro Jahr an Stempelabgabeverlusten. Im Nationalrat beantragte eine Minderheit
der Kommission Nichteintreten, da von dieser Seite befürchtet wurde, dass dieser
Vorstoss ein erster Schritt zur kompletten Abschaffung der Stempelabgabe sei.
Ausserdem wurde die fehlende Einbettung in die gesamte Steuerpolitik des Bundes
kritisiert. Im Nationalrat fanden diese Argumente kein Gehör und die Initiative wurde
nach kurzer Diskussion angenommen. Die Änderung im Bundesgesetz wurde von beiden
Kammern in der Schlussabstimmung angenommen . 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2010
NATHALIE GIGER

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion Folge, welche
Sofortabschreibungen durch Unternehmen ohne steuerliche Aufrechnungen erlauben
wollte. Bislang wurden vorgenommene Wertverminderungen auf Wirtschaftsgüter von
der Steuerbehörde nicht automatisch akzeptiert, da im Handelsrecht und im
Steuerrecht unterschiedliche Abschreibungssätze zur Anwendung kamen. In der
Frühjahrssession sprach sich eine Mehrheit von 100 zu 85 VolksverterInnen für die
parlamentarische Initiative aus. Der Entscheid des Ständerates zu diesem Geschäft war
im Berichtsjahr noch hängig. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2012
LAURENT BERNHARD

Im Gegensatz zum Nationalrat im Vorjahr gab der Ständerat in der Sommersession einer
parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion keine Folge, welche
Sofortabschreibungen durch Unternehmen ohne steuerliche Aufrechnungen erlauben
wollte. Somit wurden vorgenommene Wertverminderungen auf Wirtschaftsgüter von
der Steuerbehörde weiterhin nur bis zu einem im Steuerrecht festgehaltenen
Maximalwert akzeptiert. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2013
LAURENT BERNHARD

In der Frühjahrsession hiess der Nationalrat eine schrittweise Abschaffung aller
Stempelsteuern gut. Diese Forderung ging auf eine parlamentarische Initiative der FDP-
Fraktion aus dem Jahre 2009 zurück, welcher die Kommissionen für Wirtschaft und
Abgaben beider Räte (WAK-NR und WAK-SR) Folge gegeben hatten. Die Stempelabgabe
auf der Emission von Eigenkapital betrug ein Prozent, während jene auf das
Fremdkapital im Rahmen der „Too big to fail“-Vorlage bereits im Vorjahr abgeschafft
worden war. Die bürgerliche Mehrheit des Nationalrats vertrat die Ansicht, dass die
Stempelabgabe die Aktienemissionen unnötig verteuerte, das Eigenkapital gegenüber
Fremdkapital benachteiligte und das Emissions- und Handelsgeschäft ins Ausland
drängte. Mit diesem Entscheid widersetzte sich die kleine Kammer dem
Sistierungsantrag des Bundesrats. Die Regierung begrüsste zwar das Anliegen im
Grundsatz, plädierte jedoch für eine Berücksichtigung dieser Massnahme in der
Unternehmenssteuerreform III, was eine Gesamtschau ermöglicht würde. Im Ständerat
fand diese Argumentation mehr Gehör: Die Kantonsvertreter beschlossen in der
Wintersession oppositionslos dem bundesrätlichen Sistierungsantrag zu folgen. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.12.2013
LAURENT BERNHARD

Im September 2022 reichte Balthasar Glättli (gp, ZH) eine parlamentarische Initiative
ein, mit der er Kriegsgewinne in Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine mit einer
sogenannten Windfall Profit Tax besteuern wollte. «Deutliche Übergewinne», die
insbesondere in Energieproduktion und Energiehandel, Rohstoffhandel und
Rüstungsproduktion zu finden seien, sollten gemäss Initiant durch eine temporäre
Übergewinnsteuer auf Bundesebene abgeschöpft werden. Damit sollen die «deutlichen
Mehrausgaben» der öffentlichen Hand, etwa durch mögliche
Unterstützungsmassnahmen aufgrund des Anstiegs der Energiepreise oder durch eine
Beteiligung der Schweiz am Wiederaufbau der Ukraine finanziert werden. Die WAK-NR
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beantragte mit 15 zu 10 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben, da eine solche
Steuer die «Marktmechanismen erheblich stören würde» und technisch schwierig
umzusetzen wäre. Eine Minderheit Michaud Gigon (gp, VD) verwies indes auf andere
Länder mit einer solchen Steuer, auf entsprechende Forderungen beispielsweise von
UNO-Generalsekretär Guterres sowie auf die Gefahr eines Reputationsschadens für
den Wirtschaftsstandort Schweiz durch hohe Gewinne der entsprechenden
Unternehmen. 29

In der Herbstsession 2023 behandelte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative
von Balthasar Glättli (gp, ZH) mit der Forderung, Kriegsgewinne in Zusammenhang mit
dem Krieg in der Ukraine mit einer sogenannten Windfall Profit Tax zu besteuern. Eine
Mehrheit der WAK-NR hatte sich zuvor gegen Folgegeben ausgesprochen, wobei sie als
Gründe technische Umsetzungsschwierigkeiten und unverhältnismässige Eingriffe in
den Markt anfügte. Initiant Glättli meldete sich im Rat für die befürwortende Minderheit
Michaud Gigon (gp, VD) zu Wort, die dem Nationalrat Folgegeben empfahl. Dabei
verwies er auf das Beispiel Glencore: Das Unternehmen habe im letzten Jahr 25 Mal
mehr Umsatz gemacht als in den Jahren zuvor – und sei damit nicht allein. Trotz dieses
Votums sprach sich der Nationalrat mit 109 zu 75 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) gegen
Folgegeben aus. Befürwortet wurde der Vorstoss von der SP- und der Grünen-Fraktion
sowie von einzelnen Mitgliedern der Grünliberalen und der Mitte. 30
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Klimapolitik

Ende August 2021 legte die UREK-NR einen Entwurf für die Revision des CO2-Gesetzes
vor, mit welcher die Kommissionsinitiative «Verlängerung des Reduktionsziels im
geltenden CO2-Gesetz» umgesetzt werden soll. Der Bundesrat gab im September 2021
bekannt, dass er den Kommissionsentwurf vollumfänglich unterstütze. Dieser werde
aber nicht reichen, um die Emissionen bis 2030 um 50 Prozent zu reduzieren (im
Vergleich zu 1990) und das netto Null Ziel bis 2050 zu erreichen. 
Gegen Ende der Herbstsession 2021 und damit keine zwei Wochen nach der
bundesrätlichen Stellungnahme wurde die Vorlage bereits im Nationalrat diskutiert, wo
sich eine intensive Debatte mit zahlreichen Wortmeldungen entwickelte.
Kommissionssprecher Bäumle (glp, ZH) erläuterte den Zweck der Gesetzesrevision.
Dieser bestehe darin, «das Reduktionsziel des bestehenden Gesetzes bis Ende 2024»
fortzuschreiben, sowie wichtige Massnahmen weiterzuführen – insbesondere die
Rückerstattung der CO2-Abgabe an Betreiber mit Verpflichtung zur Verminderung der
Treibhausgasemissionen. Auf weiterführende Massnahmen habe die Kommission
verzichtet, um das Gesetz nicht zu überladen und so ein Referendum abzuwenden.
Weiterführende Massnahmen seien gemäss Bäumle unumgänglich, gehörten aber in
eine andere Vorlage, beispielsweise in den  Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative.
Anschliessend präsentierten die verschiedenen Fraktionen ihre Positionen und ihre
entsprechenden Minderheitsanträge. Dabei lagen Anträge von links-grüner Seite,
welche die Vorlage ausbauen wollten, sowie Anträge von rechts-bürgerlicher Seite, die
die Vorlage straffen wollten, vor. Eine Minderheit Clivaz (gp, VS) verlangte beispielsweise
die regelmässige Überprüfung der klimabedingten finanziellen Risiken durch die FINMA
und die SNB und eine Minderheit Klopfenstein Broggini (gp, GE) forderte eine
Lenkungsabgabe auf private Flüge. Auf der anderen Seite des politischen Spektrums trat
Albert Rösti (svp, BE) dafür ein, dass der maximal zulässige Kompensationszuschlag von
5 auf 1,5 Rappen pro Liter Benzin gesenkt wird. Bei den anschliessenden Abstimmungen
wurden jedoch alle diese Minderheitsanträge abgelehnt. Einzig ein Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) fand mehrheitlich Zustimmung. Mit der Annahme dieses Antrags entschied
die grosse Kammer, dass die Mandate für die derzeit mit der Umsetzung der
Zielvereinbarungen betrauten Agenturen bis 2024 verlängert werden sollen. In der
Schlussabstimmung votierten 143 Mitglieder des Nationalrats für die Annahme des
Entwurfs; einzig die SVP-Fraktion stimmte geschlossen dagegen (53 Stimmen). Als
nächstes wird sich der Ständerat mit der Vorlage befassen. 31
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Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2021 über die Revision des CO2-
Gesetzes in Umsetzung der parlamentarischen Initiative für eine «Verlängerung des
Reduktionsziels im geltenden CO2-Gesetz». Wie bereits der Nationalrat war sich auch
die vorberatende UREK-SR einig, dass das Gesetz nicht mit Verschärfungen oder
Erleichterungen modifiziert werden sollte, sondern lediglich die wichtigsten
Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes bis 2024 verlängert werden sollten, wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) erläuterte. Die UREK-SR wollte denn auch nur
eine einzige Differenz zum Nationalrat schaffen: Der durch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) eingebrachte Zusatz in Artikel 49b sollte gestrichen werden. Mit diesem
Zusatz hatte der Nationalrat festgelegt, dass die Vereinbarungen zur CO2-Reduktion
durch die Wirtschaft (so genannte Zielvereinbarungen) bis mindestens 2024 mit Hilfe
derselben Organisationen, die diese Aufgabe auch bislang wahrgenommen haben, zu
erarbeiten und umzusetzen seien. Schmid erläuterte, dass dieser Zusatz in Konflikt mit
den WTO-Regeln geraten könnte, woraufhin die kleine Kammer dem Vorschlag der
Kommission auf Streichung folgte. Der Ständerat schuf indes noch eine zweite
Differenz zum Nationalrat, indem er einem Einzelantrag Wicki (fdp, NW) zustimmte.
Wicki hatte vorgeschlagen, die in Erfüllung der parlamentarischen Initiative Burkart
(fdp, AG; Pa.Iv. 17.405) gewährten Steuererleichterungen für Erdgas, Flüssiggas und
biogene Treibstoffe ebenfalls bis Ende 2024 fortzuführen.
Vier Tage später schloss sich der Nationalrat in beiden Punkten dem Ständerat an,
wodurch das Geschäft noch in der Wintersession bereinigt werden konnte. In den
Schlussabstimmungen stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 142 zu 46 Stimmen bei 5
Enthaltungen zu; die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus der SVP-Fraktion.
Der Ständerat nahm das Geschäft einstimmig mit 41 zu 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen
an. 32
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Die KMU seien von der «Mediensteuer» auszunehmen, lautete der Auftrag, den Fabio
Regazzi (cvp, TI) dem Parlament mittels parlamentarischer Initiative erteilen wollte. Er
war damit der zweite Tessiner Abgeordnete, der im laufenden Jahr die Medienabgabe
für Unternehmen ab einem Jahresumsatz von CHF 500'000 ins Visier
parlamentarischer Regulierung nahm, nachdem sein Namensvetter Fabio Abate (fdp, TI;
Po. 19.3235) im März die Berechnungsgrundlage für diese infrage gestellt hatte. Bereits
bei den Revisionsarbeiten zum Radio- und Fernsehgesetz aus dem Jahr 2014, mit
welcher die Regelung ins Gesetz aufgenommen worden war, hatte sich starker
Widerstand gegen die Unternehmensabgabe geregt. Regazzi beabsichtigte eine
Änderung der Rechtsgrundlage für die Abgabepflicht für Radio und Fernsehen. Die
bisherige Regelung der Berechnung aufgrund des erzielten Jahresumsatzes empfand er
als problematisch. Als Vorschlag gab der Initiant vor, man solle nur Unternehmen mit
mehr als 250 Vollzeitarbeitsstellen als abgabepflichtig definieren, wobei Lernende aus
der Zählung auszunehmen seien. Der Initiant kritisierte die Doppelbelastung via
Privathaushalt und Firma und betonte, TV- oder Radiokonsum stünden nicht im
Aufgabenbereich von Arbeitnehmenden und seien aufgrund der Arbeitsbedingungen
häufig gar nicht möglich. Unterstützung hatte seine Initiative bereits vor der
Einreichung erhalten: 49 Ratsmitglieder aus dem rechtsbürgerlichen Lager hatten die
Initiative mitunterzeichnet. 33
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Mit der an der Urne im Jahr 2015 hauchdünn angenommenen RTVG-Vorlage war auch
eine Regelung eingeführt worden, die zuvor vom Nationalrat ebenfalls nur ganz knapp
respektive mit Stichentscheid des Präsidenten gefällt worden war: Unternehmen mit
einem Jahresumsatz von CHF 500'000 oder mehr sind seit Inkrafttreten der Regelung
im Januar 2019 verpflichtet, ebenfalls eine Radio- und Fernsehabgabe zu entrichten
(ca. 30% aller Unternehmen). Die Höhe der Abgabe ist in einem sechsstufigen
Tarifsystem geregelt und übersteigt für Unternehmen mit einem Jahresumsatz von CHF
1 Mio. oder mehr diejenige für Privatpersonen deutlich. Diverse parlamentarische
Vorstösse waren seither eingereicht worden, um diese Regelung zu bekämpfen (vgl.
auch Pa.Iv. 19.411, 19.412, 19.413 und Po. 19.3235), unter ihnen auch eine
parlamentarische Initiative Regazzi (cvp, TI) mit der Forderung, KMU gänzlich von der
Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe zu befreien.
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Erneut ganz knapp, nämlich mit 13 zu 12 Stimmen, stiess die Initiative auf Zustimmung in
der erstberatenden KVF-NR. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, KMU würden
zwar oftmals einen hohen Umsatz generieren und somit die Marke von CHF 500'000
überschreiten, sie würden aber häufig nur tiefe Margen ausweisen, weshalb die Abgabe
diese Unternehmen besonders stark belaste. Die starke Kommissionsminderheit
erachtete einen erneuten Systemwechsel nicht als gangbaren Weg. Damit würde der
Prozentsatz an Unternehmen, die eine Abgabe entrichten müssten, und somit auch die
durch die Abgabe erzielten Einnahmen für die SRG stark reduziert. 34

Im April 2021 teilte die KVF-SR mit, dass sie dem Antrag ihrer Schwesterkommission
nicht zustimme und der parlamentarischen Initiative von Fabio Regazzi (mitte, TI) keine
Folge geben wolle. Der Tessiner wollte die KMU von der Mediensteuer ausnehmen. Den
Entscheid (8 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung) begründete die Kommission damit,
dass sich das Parlament bereits mehrmals für das heutige System der
Unternehmensabgabe für Radio und Fernsehen ausgesprochen habe und dass dadurch
Mindereinnahmen entstehen würden, die von den Haushalten getragen werden
müssten. 35
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Contrairement à l'avis de sa consœur des Etats, la CTT-CN a réitéré sa volonté de
donner suite à l'initiative parlementaire Regazzi (centre, TI), déjà exprimée en février
2020. Si elle souligne une amélioration avec l'affinage de la structure tarifaire en 2021,
elle considère toujours que la redevance radio-TV représente une charge injustifiée
pour des PME qui réalisent des gros chiffres d'affaires, sans pour autant atteindre
d'importants bénéfices. Pour rappel, les entreprises dont le chiffre d'affaire est
supérieur à CHF 50'000 sont soumises à la redevance. Par l'entremise de cette
initiative parlementaire, le conseiller national tessinois Fabio Regazzi souhaite
exempter les entreprises employant moins de 250 personnes – sans compter les
apprenti.e.s – du paiement de la redevance. Au final, la commission recommande à son
conseil de donner suite à l'initiative par 14 voix contre 10. 36
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Le Conseil national a donné suite à l'initiative parlementaire Regazzi (centre, TI) par 119
voix contre 71 et 3 abstentions. A la tribune, le tessinois a dénoncé le système actuel,
qui équivaut selon lui à une double taxe pour les PME. Face à lui, le socialiste Matthias
Aebischer (ps, BE) s'est agacé du comportement du groupe «anti-SSR», qui chercherait
par tous les moyens à couper les vivres au service public. L'objet prend donc la
direction du Conseil des États. 37
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Pour la deuxième fois, la Commission des télécommunications et des transports du
Conseil des États (CTT-CE) s'est prononcée en défaveur de l'initiative parlementaire
Regazzi. Le Conseil national a adopté en juin cet objet qui vise à exempter les PME du
paiement de la redevance radio-TV. Cette position n'a pas été partagée par 10 des 13
membres de la commission compétente de la chambre haute. Ceux-ci sont d'avis que
diverses adaptations de la structure tarifaire de la redevance ont déjà permis de
délester les entreprises au niveau financier. De plus, la limite fixée à 250 emplois plein-
temps pour être exempté mènerait à des inégalités. Enfin, la commission souligne que
l'initiative populaire «200 francs, ça suffit» permettra, si elle aboutit, au peuple de se
prononcer sur la question du paiement de la redevance par les entreprises. Outre la
réduction de la redevance à CHF 200 pour les ménages (contre CHF 335 actuellement),
l'initiative souhaite également exonérer les entreprises de ce que les initiant.e.s
considèrent comme une «taxation insensée». 38
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Les PME continueront de payer la redevance radio-TV. Le Conseil des États en a
décidé ainsi en rejetant l'initiative parlementaire Regazzi par 27 voix contre 14 (4
abstentions). Alors que le Conseil national l'avait acceptée, les sénateurs et sénatrices
ont suivi l'avis de leur commission compétente, qui a rappelé, par l'intermédiaire
d'Olivier Français (plr, VD), que 93 pour cent des entreprises soumises à la redevance
ont vu leur facture baisser depuis 2021, avec la mise en place d'un nouveau système
tarifaire. De plus, le vaudois a souligné que 75 pour cent d'entre elles sont déjà
exemptées de la redevance, et que le modèle de calcul permet de délester les
entreprises dont le chiffre d'affaire est le plus faible. Enfin, la population s'est déjà
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exprimée sur ce sujet lors de la votation sur l'initiative No-Billag en 2018, et pourrait le
faire à nouveau si l'initiative «200 francs, ça suffit» aboutit. Lancée par l'UDC, cette
initiative en est actuellement au stade de la récolte de signature. La réplique des
partisans de l'initiative parlementaire a convaincu dans les rangs de l'UDC et d'une
partie du PLR. À la tribune, Hansjörg Knecht (udc, AG) a fait remarquer que les contenus
médiatiques ne pouvaient être consommés que par des personnes physiques, relevant
ainsi qu'il ne revenait pas aux entreprises de payer pour cela. Un argument finalement
insuffisant pour éviter la liquidation de l'objet. 39
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